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Siehe auch:

Zivilluftfahrt

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle: 
Bau- und Raumplanungsamt

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
MBSA

Andere Kantone:
BE, VD

Bund:
VBS, ARE

1. PROBLEMSTELLUNG

Zur Erfüllung der Aufgaben der Landesverteidigung benötigt das 
Militär grosse Landflächen für die Ausbildung, die Erstellung der 
militärischer Infrastrukturen und für die Produktion und Lagerung 
von Kriegsmaterial. Zudem können die militärischen Tätigkeiten 
Nutzungsbeschränkungen des Bodens für zivile Zwecke beinhalten 
und Belastungen (vor allem Lärm und Bodenverschmutzung) 
verursachen. Neue militärische Bedürfnisse und die Einführung 
neuer Waffensysteme und neuer Ausbildungsmethoden können 
die Anpassung der bestehenden Bauten und Anlagen bzw. den 
Bau neuer Anlagen erforderlich machen.

Angesichts des zunehmenden zivilen Bodenbedarfs können die 
militärischen Ansprüche zu Konflikten mit anderen Nutzungen, wie 
Besiedlung, Land- und Forstwirtschaft, Tourismus oder Natur- und 
Landschaftsschutz, führen. Deshalb ist es notwendig, militärische 
und zivile Bodennutzungen zu koordinieren, um die verschiedenen 
Interessen innerhalb eines bestimmten Gebiets in Einklang zu 
bringen.

Das Militärrecht verleiht den Militäranlagen eine besondere 
rechtliche Stellung.

Im Jahr 1998 erstellte der Bund einen Sachplan Waffen- und 
Schiessplätze, um allgemeine Grundsätze für die Koordination 
der militärischen und zivilen Tätigkeiten festzulegen.

Der Kanton hat keine Kompetenz in diesem Bereich. Das vorlie-
gende Kapitel des kantonalen Richtplans präzisiert die Grundsätze 
für die Koordination und die einzuhaltende Verfahrensweise. 
Der Militärflugplatz Payerne und seine Auswirkungen auf die 
Bodennutzung sind unter dem Thema «Zivilluftfahrt» aufgeführt.

2. GRUNDSÄTZE

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

· Sicherstellen einer ausreichenden Information und Koordination 
zwischen dem VBS, dem Kanton und den Gemeinden, was 
die Projekte für Militäranlagen betrifft.

· Weiterführung der jährlichen Gespräche zwischen dem 
VBS und den kantonalen Dienststellen über die Projekte für 
Militäranlagen.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Das Bau- und Raumplanungsamt:
· Berücksichtigt die bestehenden Anlagen, die Konzepte und 

Sachpläne sowie die Bauprojekte des VBS bei der Erarbeitung 
der Grundlagen, der Sachpläne und der Anpassungen des 
kantonalen Richtplans.

· Konsultiert das VBS im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
der Zonennutzungspläne, wenn militärische Interessen betroffen 
sein könnten.

· Sorgt für die Übertragung der Ergebnisse der Koordination 
zwischen Militär- und Zivilbehörden in den kantonalen Richtplan 
oder in die Zonennutzungspläne der betroffenen Gemeinden 
oder für die Umsetzung weiterer Massnahmen, um sicherzu-
stellen, dass die getroffenen Vereinbarungen eingehalten 
werden.
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· Gewährleistet die militärische Geheimhaltung im Rahmen 
seiner eigenen Tätigkeiten.

Die Gemeinden:
· Koordinieren die militärischen und zivilen Tätigkeiten im Rahmen 

der Ortsplanung.

· Regeln mit dem VBS die Fragen zur Erstellung und Nutzung 
von Anlagen, die gleichzeitig dem VBS und der Gemeinde 
dienen, und der Fragen über die Nutzung der Militäranlagen 
durch die Gemeinde.

· Informieren das VBS und den Kanton über Bauvorhaben oder 
geplante Änderungen der Zonennutzungspläne, die militärische 
Interessen betreffen könnten.

· Gewährleisten die militärische Geheimhaltung im Rahmen 
ihrer eigenen Tätigkeiten.

Der Bund:
· Berücksichtigt bei ihren Planungen und Vorhaben die 

Planungsziele des Kantons, des kantonalen Richtplans, der 
regionalen Richtpläne und der Ortsplanungen.

· Informiert die zivilen Behörden über den Stand der Konzepte 
und Sachpläne sowie der militärischen Bauvorhaben.

· Informiert die betroffenen Gemeinden rechtzeitig über die 
militärischen Bauvorhaben.

· Informiert den Kanton und die betroffenen Gemeinden recht-
zeitig über die Aufhebung oder die Nutzungsänderungen 
von Militäranlagen.

· Informiert die betroffenen Kantone über die Vorhaben 
für Militäranlagen, die mehrere Kantone betreffen oder 
Auswirkungen über die Kantonsgrenzen hinaus haben.

· Konsultiert die Kantonsbehörden bei jedem Vorhaben für 
Militäranlagen, das Auswirkungen auf die Raumordnung 
hat.

· Führt den Sachplan Waffen- und Schiessplätze nach und 
passt ihn gegebenen falls an.

· Erstellt eine Liste der Gemeinden, für die das VBS konsultiert 
werden muss, und führt diese regelmässig nach.

· Informiert die Kantons- und Gemeindebehörden über die 
bestehenden oder geplanten Anlagen, die der Geheimhaltung 
unterstehen.

· Regelt in Zusammenarbeit mit dem Kanton und den betroffenen 
Gemeinden die Nutzung der Gebiete, die zwar regelmässig, 
aber nur für eine gewisse Zeit zu Militärzwecken beansprucht 
werden und integriert die Koordinationsergebnisse in die 
Schiessplatzbefehle.

· Reichen für jedes Projekt zur zivilen Nutzung militärischer 
Anlagen beim Bau- und Raumplanungsamt ein Vorgesuch ein, 
bevor ein Verkauf in die Wege geleitet wird.
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4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Ortsplanung

Je nach der Art des Militärvorhabens muss die Ortsplanung so 
angepasst werden, dass die Auswirkungen des Vorhabens auf 
die Raumplanung berücksichtigt werden.

Der Perimeter des Gebiets, das von den der militärischen 
Ausbildung dienenden Flächen oder Anlagen betroffen ist, 
muss in den Zonennutzungsplänen angegeben werden. Das 
Planungs- und Baureglement (PBR) präzisiert, dass das Militärgebiet 
durch die Bestimmungen der Art. 126-130 MG geregelt wird. 
Falls die Gemeinde im Einverständnis mit den Militärbehörden 
die Bewilligung für zivile Gebäude innerhalb des militärischen 
Perimeters zu erteilen wünscht, muss sie in der Ortsplanung eine 
entsprechende Nutzungszone ausscheiden.

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

Vorhaben für Militärbauten und -anlagen

· D ie  Vo r haben  f ü r  M i l i t ä ran l agen  fo lgen  dem 
Bewilligungsverfahren des Bundes, das in der Verordnung über 
das Genehmigungsverfahren für die militärischen Baupläne 
festgelegt ist.

· Das VBS unterbreitet das Baubewilligungsgesuch zur 
S te l lungnahme dem Kanton und den bet ro f fenen 
Gemeinden.

· Das Bauvorhaben und gegebenenfalls der Bericht der 
Umweltverträglichkeitsprüfung werden in der/den betroffenen 
Gemeinde(n) öffentlich aufgelegt.

· Nach Abschluss der Einspruchs- und Versöhnungsverfahren 
erteilt das VBS die Bewilligung.

Zivile Nutzung von Militäranlagen 

· Für jedes Vorhaben zur zivilen Nutzung von Militäranlagen 
unterbreitet das VBS dem BRPA ein Vorgesuch.

· Auf kantonaler Ebene unterstehen solche Projekte dem gewöhn-
lichen Baubewilligungsverfahren und der Sonderbewilligung 
durch die Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion gemäss 
Art. 59 des Raumplanungs- und Baugesetzes.
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